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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die DDR muß endlich 
Reformen einleiten 
j.er Parteivorsitzende, Bundeskanzler Helmut 
r?"1» hat auf einer Pressekonferenz im Konrad- 
^enauer-Haus über die Ergebnisse der Präsi- 
•ims- und Bundesvorstandssitzung berichtet 
^ zur Lage in der DDR die folgende Erkla- 
ng abgegeben: 

UDie verordneten 40-Jahr-Feiern der DDR wurden 
c *agen der nationalen Betroffenheit. Während die 
SED- Führung mit Fackelaufmärschen, Stechschritt 

ute Symbole eines erstarrten autoritären Systems, 
Seine Macht nur noch durch Repression nach 

|. d Militärparaden feierte, wurde die Weltöffent- 
hkeit Zeuge, wie Polizei und Staatssicherheit der 

~ÜR friedliche Demonstrationen mit brutaler 
c,evvalt auflösten. Überfüllte Gefängnisse, zahlrei- 
, e Verletzte, anhaltende Fluchtbewegung sind 

das 

s 
n£n und Abschottung nach außen zu sichern ver- 

L ?nt- Sie sind zugleich Ausdruck tiefer Unsicher- 
*>t der Verantwortlichen in Ost-Berlin. 

JJ °ie CDU Deutschlands spricht den Menschen in 
H !" DDR, die ihre selbstverständlichen Staatsbürger- 
in en Rechte in Anspruch genommen haben und 

'fiehr Freiheit und Menschenrechte auf die 
(Fortsetzung auf Seite 2) 

D er 38. Bundesparteitag der CDU wird - 
80 der Beschluß des Bundesvorstandes - 
> 30. September, 1. und 2. Oktober 1990 
^Hamburg stattfinden. 
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(Fortsetzung von Seite 1) 
Straße gegangen sind, ihre Sympathie 
und Solidarität aus. Sie wird alle Reform- 
kräfte unterstützen, die für die Achtung 
der Menschenwürde, für die Verwirkli- 
chung der Menschenrechte eintreten und 
die ihre Zukunft selbst bestimmen wol- 
len. 

H Ich appelliere an die DDR-Führung, 
endlich politische und wirtschaftliche 
Reformen einzuleiten und auf die Bedürf- 
nisse und Sorgen ihrer Bürger einzuge- 
hen. Innerer Frieden und Stabilität kön- 
nen nicht durch Gewalt und Entmündi- 
gung der Menschen garantiert werden. 
Die Menschen in der DDR wollen poli- 
tisch mitentscheiden, sich frei äußern, 
frei reisen und wirtschaftlich erfolgreich 
arbeiten können. 
Äußerer Frieden und gute Nachbarschaft 
durch Dialog und Zusammenarbeit kön- 
nen nicht gedeihen, wenn die DDR-Füh- 
rung fortfährt, sich von den internationa- 
len Veränderungen und Reformen in Ost 
und West abzukoppeln und sich selbst zu 
isolieren. Die DDR allein trägt die Ver- 
antwortung für eine Politik des Unfrie- 
dens nach innen und nach außen. 

Q Wenn die DDR-Führung jedoch bereit 
ist, grundlegende politische, soziale und 
wirtschaftliche Reformen durchzuführen, 
dann wird die CDU Deutschlands diese 
Reformanstrengungen durch die von ihr 
geführte Bundesregierung umfassend und 
weitreichend unterstützen, und zwar in 
allen Bereichen. 
Dabei ist die CDU überzeugt, daß solche 
Reformen dazu führen würden, daß sich 
die schon jetzt geleisteten jährlichen Zah- 
lungen an die DDR in Milliardenhöhe 
ökonomisch wirksamer erweisen würden. 
Geld kann Reformen nicht ersetzen, aber 
Reformen können durch weitreichende 
Zusammenarbeit und Hilfe rascher wirk- 
sam werden. 

0 Ich bin sofort bereit, Gespräche mit 
der DDR-Führung aufzunehmen, wenn 
sie diesen umfassenden politischen und 
wirtschaftlichen Reformprozeß wirklich 
will. 
Unser Ziel ist es, die Lebensverhältnisse 
in der DDR so zu verbessern, daß sich 
die Menschen in ihrer angestammten 
Heimat wohl fühlen und bleiben wollen- 
Solange aber Menschen aus Gewissens- 
not und existenzieller Angst die DDR 
verlassen, werden wir sie selbstverständ- 
lich mit offenem Herzen aufnehmen. 
0 Die CDU Deutschlands sieht sich 
durch die Entwicklungen in ihren 
deutschlandpolitischen Zielen voll bestä- 
tigt. Im Gegensatz zur SPD muß sie ihre 
Politik nicht revidieren. Auf der Grund- 
lage der Ostverträge hält sie an dem p0'1' 

Die Einheit wiedererlang^Ü- 
tischen Ziel fest, „auf einen Zustand des 

Friedens in Europa hinzuwirken, in detf1 

das deutsche Volk in freier Selbstbestin1' 
mung seine Einheit wiedererlangt". $° 
heißt es im Brief zur deutschen Einheit 
zum Moskauer Vertrag von 1970. 
Die CDU weiß, daß dieses Ziel nur zu 
erreichen ist, wenn die Spaltung Europ3 

überwunden wird. Dies ist eine gemein' 
same Aufgabe aller Europäer in West" 
Ost. Die CDU unterstützt deshalb die 
gemeinsame Absicht der Bundesregie- 
rung und der sowjetischen Führung in 
der „Bonner Gemeinsamen Erklärung 
vom 13. Juni 1989, „zur Überwindung d ^ 
Trennung Europas beizutragen" und e» 
„künftige Architektur Europas" zu geS 

ten. „Bauelemente" eines solchen ,ßüt 

pas des Friedens und der Zusammenai"' 
beit" müssen insbesondere sein: „Die 
uneingeschränkte Achtung der Integr't 
und der Sicherheit jedes Staates. Jeder 
hat das Recht, das eigene politische un 
soziale System frei zu wählen. Die und 
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Keine amtlichen Kontakte mit der Ost-CDU 
'ft Anschluß an die Sitzung des Präsi- 
diums und des Bundesvorstandes nahm 
der Parteivorsitzende, Bundeskanzler 
Helmut Kohl, Stellung zu zwei wichtigen 
•kratungspunkten: 
Püsgehend von der klaren Beschlußlage 
jrüherer Parteitage, erklärte der Bundes- 
kanzler, daß es auch in Zukunft keine 
Etlichen Kontakte mit der Führung der 
^genannten Ost-CDU geben werde, 
dennoch sei in der Diskussion des Bun- 

dle Arbeit auf möglichst viele Schultern verteilen 

desvorstands deutlich geworden, daß auf 
den verschiedensten Ebenen der prakti- 
schen Parteiarbeit eine Fülle von Gesprä- 
chen möglich sei. 
Gerade die Diskussionslage, die jetzt täg- 
lich in der DDR beobachtet werden 
könne, mache es notwendig, mit mög- 
lichst vielen zu sprechen und unsere Bot- 
schaft dorthin zu bringen, aber auch die 
Erfahrungen, Wünsche und Sorgen von 
dort kennenzulernen. 

^ur Arbeitsweise in Präsidium und Bun- 
desvorstand erklärte der Parteivorsit- 
*ende, daß er mit breiter Zustimmung des 
jjäsidiums vor allem noch einmal darauf 
Jjingewiesen habe, daß es darum geht, das 
'fam als Ganzes zu stärken. 
lerzehn Monate vor der Bundestags- 

wahl, den Landtags- und Kommunalwah- 

len im nächsten Jahr setze das voraus, 
daß die Arbeit auf möglichst viele Schul- 
tern verteilt werde. In der übernächsten 
Woche werde sich das Parteipräsidium 
ausschließlich mit diesem Thema befas- 
sen, um die Sitzung des Parteivorstands 
vorzubereiten, der im November endgül- 
tig darüber befinden wird. 

.Schränkte Achtung der Grundsätze und 
.  frnen des Völkerrechts, insbesondere 
. "tung des Selbstbestimmungsrechts 

der Völker." 

**Die CDU Deutschlands wird ihre 
^ nze schöpferische Kraft dafür einset- 
Q11' daß alle genannten Ziele dieser 
ueitleinsamen Erklärung erreicht werden. 

y es setzt voraus, daß die immer engere 
^arnmenarbeit zwischen West und Ost 
•    ter vorangeht. Die politischen Bezie- 
^ nßen müssen intensiviert, die Zusam- 
u ^ar°eit in allen Bereichen ausgeweitet 
e    Brüstung und Rüstungskontrolle 
den     °SSen zu Ergebnissen geführt wer- 

daf-ErfanrunS lehrt, daß die Chancen 
Ur entscheidend davon abhängen, daß 

r a'lem der Reformprozeß in der 

Sowjetunion selbst, aber auch in Polen 
und Ungarn erfolgreich fortgeführt wird. 
Wir haben jedes Interesse daran und wer- 
den deshalb alles tun, um diese Reformen 
zu fördern, wo immer dies möglich ist. 
Wer Reformen in der DDR will, muß zu 
allererst Anwalt der Reformen sein und 
dazu beitragen, daß die Reformkräfte in 
der Sowjetunion, in Polen und Ungarn 
erfolgreich sind. 
Die CDU Deutschlands begrüßt deshalb 
die erreichten Abkommen und Vereinba- 
rungen mit der Sowjetunion vom Oktober 
1988 und Juni 1989. Sie unterstützt die 
beispielhafte Zusammenarbeit mit 
Ungarn und die Absicht, auch mit Polen 
einen weit in die Zukunft weisenden 
Durchbruch zu erreichen. 
0 Die CDU verfolgt eine Politik, die die- 
sen tiefgreifenden Reformprozeß schöp- 
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SPD ist heillos 
zerstritten 

Lafontaines Aussage, die SPD sei von 
einer Rückkehr an die Regierungs- 
macht noch weit entfernt, ist eine 
zutreffende Erkenntnis. Sie zeigt die 
heillose Zerstrittenheit der SPD-Füh- 
rung. Nach Perspektiven oder 
zukunftsweisender Politik sucht man 
in der SPD vergebens. Bisher konnten 
die Sozialdemokraten sich damit ret- 
ten, Fehler der Bonner Regierungs- 
koalition anzuprangern. Diese Fehler 
gibt es nicht mehr, die Folge ist eine 
tiefgreifende Verwirrung in der SPD. 
Generalsekretär Volker Rühe: Lafon- 
taines Kritik an einem sozialdemokra- 
tischen „Weiter so" richtet sich gegen 
den SPD-Vorsitzenden Hans-Jochen 
Vogel und zeigt einmal mehr dessen 
Autoritätsverlust in der Partei. Die 
SPD ist weiter mit sich selbst und 
ihrer völlig unklaren Führungsfrage so 
beschäftigt, daß sie von einer Regie- 
rungsübernahme in Bonn nur träumen 
kann — oder, wie Lafontaine das rich- 
tig sagt: „Im Schlafwagen kommen 
wir nicht zur Macht." 

ferisch mit unserem nationalen Ziel der 
Verwirklichung der Menschenrechte und 
der Selbstbestimmung für alle Deutschen 
verknüpft. 
Dabei müssen die berechtigten Sicher- 
heitsinteressen aller Beteiligten in West 
und Ost gewahrt bleiben. Niemand darf 
sich in die inneren Verhältnisse des ande- 
ren einmischen. Bilaterale Verträge und 
multilaterale Abkommen und Vereinba- 
rungen, vor allem die KSZE-Schlußakte 
und Folgedokumente müssen Grundlage 
und Instrument gemeinsamer Politik sein. 
0 Der Erfolg dieser Politik setzt voraus, 

Sonder-Telefon 
Übersiedler 

Die „Aktion Willkommen" ist in 
vielen Verbänden bereits gut ange- 
laufen. Berichte aus einzelnen 
Kreisverbänden und zahlreiche 
Nachbestellungen unseres Leitfa- 
dens zeigen das große Interesse 
unserer Mitglieder, den Übersied- 
lern aktiv zu helfen. 

Aus vielen Telefonaten wissen wir, 
daß es einen großen Bedarf an indivi- 
dueller Beratung und persönlicher 
Vermittlung von Erfahrungen gibt. 
Aus diesem Grund hat die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle ab sofort ein Son- 
der-Telefon zur Beratung in Übersied- 
lerfragen zur Verfügung gestellt mit 
der Rufnummer 

(0228)544435 
(abends und an Wochenenden Anruf- 
beantworter). Bitte geben Sie die Tele- 
fonnummer an Parteifreunde weiter. 
Je mehr dieses Telefon benutzt wird, 
desto größer der Nutzen für alle, die 
den Übersiedlern helfen wollen. 

daß wir die Prioritäten unserer Außen- 
und Sicherheitspolitik nicht ändern. peS 

halb bleibt die CDU die Europapartei- 

Sie wird weiterhin mit Nachdruck daran 
arbeiten, um den Binnenmarkt bis Ende 
1992 zu vollenden, die Wirtschafts- und 
Währungsunion durchzusetzen und die 
politische Union zu erreichen. Die enge 
Freundschaft mit Frankreich bleibt der 
Motor der europäischen Einigungspo'1' 
tik. Wir bleiben berechenbare, zuverläs- 
sige, treue Freunde unserer Partner im 
Bündnis und der USA. Sie bleiben 
Garant unserer Freiheit in Frieden. 
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Momper schreibt die Deutschen 
»n Ost-Berlin und in der DDR ab 
pj* Landesvorsitzende der Berliner 
Jr&U und Vorsitzende der CDU-Frak- 
jj^n im Berliner Abgeordnetenhaus 
j^erhard Diepgen erklärt zur Situa- 
l,°n in Ost-Berlin und in der DDR 
Sovyie zu den Äußerungen des Regie- 
Jjden Bürgermeisters von Berlin 
Romper: 

le Berliner CDU fordert den Berliner 
^enat und alle SPD-regierten Bundeslän- 

er auf, jetzt die Erfassungsstelle Salzgit- 
ter Nieder zu unterstützen. Die Einstel- 
Ung der Zahlungen und der Mithilfe an 
er Arbeit der zentralen Erfassungsstelle 

. ar ein schwerer Fehler. Das erweist sich 
tzt- Angesichts der brutalen Einsätze 
°n Sicherheitskräften in Ost-Berlin und 
n der DDR ist es dringend erforderlich, 

N Straftaten gegen Menschen auch 
^Ufch staatliche Organe der DDR festge- 
3L 

en und bekannt werden. Das kann 
schreckend und insofern friedensstif- 

p nd auch auf die Sicherheitskräfte der 
°''zei, des Stasi und der Kampfgruppen 

W|rken. 
D. 

as teilweise Eingehen der SPD auf die 
Sl^nannten Geraer Forderungen J 

A,     Führung, von denen eine die Ai       * "tu ung, vuii uciicii eine uic 

te uChaffun8 der Erfassungsstelle Salzgit- 
r betraf, hat in der DDR zu keiner Bes- 

aiu!^ geführt-Im Gegenteil, deshalb ist 
SQ. 

,n diesem Punkt eine Korrektur 
.^•demokratischer Deutschlandpolitik 
erforuerlich. 

Dn Jahrestag geriet der Führung der 
Uji. Zu einem Fiasko. Angesichts der 
re H V°n Züchtenden und demonstrie- 
w den Menschen wirkten die bestellten 
£ü 

Ssenaufmärsche zynisch. Der Fackel- 
8 erinnerte an dunkle Zeiten. Die letz- 

ten Tage bleiben durch den sichtbaren 
Gegensatz zwischen den Kräften der Ver- 
gangenheit und denen, die die Zukunft 
auf iher Seite haben, unvergeßlich. Die 
offiziellen Feiern wirkten wie Abschieds- 
zeremonien. 
Die Menschen, die auf den Straßen für 
Freiheit und Wahrheit demonstrierten, 
verdienen unsere Solidarität. Ihnen ist es 

Die CDU bleibt die Partei 
der Freiheit. Die Selbstbe- 
stimmung des einzelnen, von 
Gruppen und des deutschen 
Volkes in einem europäi- 
schen Rahmen bleibt unver- 
ändert unser Ziel. 

zu verdanken, daß die Rufe nach Freiheit 
friedlich blieben. 
Die Bilder sind für alle eine zu Herzen 
gehende Mahnung: Wir dürfen über den 
100.000 Flüchtlingen und Ausgereisten 
aus der DDR, die wir selbstverständlich 
und gerne aufnehmen, nicht die 16 Mil- 
lionen Menschen in der DDR vergessen. 
Je engagierter sie sind, umso schwerer 
und bewundernswerter ist die Entschei- 
dung, die sie zum Bleiben getroffen 
haben. 
Bedrückend ist die Tatsache, daß die 
Führung der DDR gegen alle Verträge 
immer noch Zurückweisungen an den 
Übergängen in Berlin vornimmt. Die Ber- 
liner CDU protestiert entschieden gegen 
diese Maßnahmen und fordert die sofor- 
tige Rückkehr zu den getroffenen 
Abkommen. (Fortsetzung Seite 6) 
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.Langer Donnerstag' 

Umsatzplus bis zu 150 Prozent 
Der erste Dienstleistungsabend am 
5. Oktober 1989 hat sich als ein 
großer Erfolg erwiesen. In den mei- 
sten Großstädten haben die Ver- 
braucher den Dienstleistungsabend 
für den Einkauf bzw. einen Bummel 
durch die Innenstädte genutzt. 

Die Einzelhandelsgeschäfte melden 
teilweise ein Umsatzplus von 80 bis 
150 Prozent. Die meisten Geschäfte, 
die geöffnet hatten, sind mit dem 
ersten Dienstleistungsabend äußerst 
zufrieden. Die Verbraucher haben 
bewiesen, daß sie den Dienstleistungs- 
abend annehmen. 

Matthias Wissmann, wirtschaftspoliti- 
scher Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: Um den Dienstlei- 
stungsabend an den kommenden Don- 
nerstagen zu einem umfassenden 
Erfolg werden zu lassen, sind die 
Geschäfte, Banken und Behörden, die 
bisher noch nicht geöffnet hatten, auf- 
gefordert, ihre Öffnungszeiten auf 

20.30 Uhr auszudehnen. Die Gewerk- 
schaft Handel, Banken und Versiche- 
rungen, die sich bisher gegen die län- 
geren Öffnungszeiten ausgesprochen 
hat, sollte ihren Widerstand aufgeben. 
Auch den Kaufhäusern sollte die 
Möglichkeit gegeben werden, die län- 
geren Öffnungszeiten zu nutzen. 

Zu der von der Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherungen (HBV) 
vertretenen Ansicht, der erste „lange 
Donnerstag" sei ein Reinfall gewesen, 
erklärt der Berliner Bundestagsabge- 

. ordnete Jochen Feilcke: Hier geht 
anscheinend die Angst um, ein dank- 
bares Mobilisierungsthema der letzten 
Jahre zu verlieren. Es bedarf schon 
einer gehörigen Portion Ignoranz, 
gleich am ersten Tag von einem Rein- 
fall zu reden. Statt mit ideologischen 
Kanonen auf Spatzen zu schießen, 
sollte man lieber einen Blick über den 
Brillenrand hinaus riskieren: Die Ver- 
braucher und Händler reagieren über- 
wiegend positiv! 

Der Regierende Bürgermeister von Berlin 
Momper wird nun immer stärker von der 
Entwicklung überrollt. Seine Beschwich- 
tigungen haben sich als haltlos erwiesen. 
Seine Rückzugsgefechte sind offensicht- 
lich. 
Aber niemand hat vergessen, wie barsch 
er die Gründung einer sozialdemokrati- 
schen Partei in der DDR noch vor weni- 
gen Tagen ablehnte. Auch jetzt noch 
unterscheidet sich seine windelweiche 
Haltung deutlich von anderen sozialde- 
mokratischen Stimmen wie der des nie- 

dersächsischen Landesvorsitzenden 
Bruns. Niemand hat vergessen, daß die 
Begriffe Freiheit und Selbstbestimmung 
im deutschlandpolitischen Wortschatz 
von Herrn Momper jahrelang gefehlt 
haben und erst jetzt wieder im Munde 
geführt werden. Und niemand wird ver- 
gessen, daß der Regierende Bürgermei- 
ster Momper wie ein Bürgermeister der 
Spaltung redet, wenn er immer wieder o 
Absage an die Einheit in Freiheit fordert 
und damit die Deutschen in Ost-Berlin 
und in der DDR abschreibt. 
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^beitsmarktzahlen im September: 

Norbert Blüm: Die Früchte unserer 
Politik werden für alle sichtbar 
^>e von der günstigen Konjunkturent- 
wicklung getragene Besserung auf dem 
^beitsmarkt macht weiterhin deutli- 
c*te Fortschritte: Trotz des anhaltend 
5!arken Zustroms von Aussiedlern und 
ybersiedlern hat sich die im Laufe des 
Jahres ohnehin schon kräftig gesun- 
de Arbeitslosenzahl gegenüber dem 
^jahr erneut um 219.100 und damit 
erstmals seit 1982 in einem September 
W|eder auf unter 1,9 Millionen verrin- 
gert. 

eschäftigung und Nachfrage nach 
^»eitskräften tendieren weiter deutlich 
. ach oben. Die Zahl der Erwerbstätigen 
st im August gegenüber dem Vorjahr 
j^hmals um 332.000 auf den neuen 
Hekordstand von 27,81 Millionen gestie- 
pn- Den Arbeitsämtern waren Ende Sep- 
ember 289.000 noch unbesetzte Stellen 
^meldet, rund 42 Prozent mehr als im 
^Ptember 1988 und zugleich mehr als in 
allen Jahren zuvor seit 1980; hinzu körn- 
en die vielen Arbeitsplätze, die von den 

hernehmen unmittelbar angeboten 
Werden. 

undesarbeitsminister Norbert Blüm zu 
e*J neuesten Arbeitsmarktzahlen: „Der 
r°eitsmarkt befindet sich in einem kräfti- 

y" stabilen Aufwind. Erstmals seit Herbst 
i Q   l'e8t die Arbeitslosenzahl unter 

•  Millionen. Dies ist vor allem deswegen 
Merkenswert, weil unser Arbeitsmarkt 

^Senwärtig auch auf den verstärkten 
Uzt*g von Übersiedlern und Aussiedlern 

*°&eren muß." 
*n hob aus den Arbeitsmarktergebnis- 

Se« hervor: 

• die Zahl der offenen Stellen steigt stetig 
weiter an und übertrifft das Niveau des 
Vorjahres um ein Viertel, 
• die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 
ist seit August nochmals spürbar zurück- 
gegangen, 
• die Zahl der Kurzarbeiter hat sich von 
August auf September fast halbiert, 
• in diesem Jahr gab es bereits drei Mil- 
lionen Abgänge aus Arbeitslosigkeit. 
„Das eigentlich Durchschlagende, das 
passiert ist, mißt sich aber nicht an einem 
Monat", erklärte Blüm. Deutlicher wer- 
den die enormen Verbesserungen am 

Arbeitslosenzahl im Septem- 
ber erstmals seit 1982 unter 
1,9 Mio. gesunken; bester 
Monat seit Regierungswech- 
sel vor sieben Jahren 

_ 
Arbeitsmarkt, wenn man die Entwicklung 
seit dem Regierungswechsel vor sieben 
Jahren betrachtet: 
• Von 1982 bis heute hat die Zahl der 
Arbeitsplätze um 1,5 Millionen zugenom- 
men. 
• Die Zahl der Erwerbstätigen steigt von 
Monat zu Monat und hat mit 27,8 Millio- 
nen Nachkriegs-Rekord erreicht, 
• in fast zehn Prozent aller Arbeitsamts- 
bezirke liegt die Arbeitslosenquote Ende 
September bei 3,5 Prozent oder niedriger, 
• es werden so viel offene Stellen zur 
Verfügung gestellt, wie seit Anfang der 
70er Jahre nicht mehr, 
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• die Jugendarbeitslosigkeit erreichte die 
niedrigste Septembermarke seit zehn Jah- 
ren. 1982 gab es 187.000 arbeitslose 
Jugendliche, heute sind es nur noch 
75.000, 
• Kurzarbeit, die Schwester der Arbeits- 
losigkeit, ist faktisch verschwunden. Im 
September 1982 hatten wir 583.000 Kurz- 
arbeiter, heute nur noch 46.000; weniger 
als zehn Prozent von damals. 
Blüm wies daraufhin, daß zu diesen 
Ergebnissen neben der guten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik die Arbeitsmarktpoli- 
tik einen erheblichen Beitrag geleistet 
hat: 
• Von 1983 bis 1988 wurden insgesamt 31 
Milliarden Mark für berufliche Bildungs- 
maßnahmen ausgegeben. Damit konnten 
rund 2,8 Millionen Personen gefördert 
werden, 

• für die berufliche Rehabilitation wur- 
den von 1983 bis 1988 noch einmal 13 
Milliarden Mark ausgegeben, 

Arbeitsmarktpolitik erfolgreich 

• von 1983 bis 1988 wurden insgesamt 15 
Milliarden Mark für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen bereitgestellt. Die 
Arbeitsämter vermittelten von 1983 bis 
1988 fast 600.000 Personen in Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen. Das ergibt, 
gleichmäßig über die Jahre verteilt, eine 
durchschnittliche rechnerische Beschäf- 
tigtenzahl von 90.000 Personen; 1982 
waren es im Jahresdurchschnitt nur 
29.000. 

Norbert Blüm: „Dieganze Dynamik unse- 
rer aktiven Arbeitsmarktpolitik kommt zum 
Ausdruck in einer einzigen Zahl: insgesamt 
wurden von 1983 bis 1988 77,4 Milliarden 
Mark für die Arbeitsförderung zur Verfü- 
gung gestellt. Die Früchte unserer Beschäf- 
tigungspolitik werden im Herbst dieses 
Jahres für alle sichtbar." 

Kommentare 

Die Signale 
bleiben auf Grün 
Die Nachfrage nach Arbeitskräften komm1 

jetzt nicht mehr ausschließlich aus den 
Dienstleistungszweigen, sondern seit eini- 
gen Monaten vermehrt aus der Industrie- 
Viele Unternehmen, ganze Branchen sind 
an die Kapazitätsgrenzen gestoßen. Da 
vielfach geeignete Arbeitskräfte nicht zu 
finden sind, sollen Sonderschichten und 
Überstunden helfen. Allein in diesem Jahr 
wird die Wirtschaft voraussichtlich rund 
400000 neue Arbeitsplätze zur Verfügung 
stellen; das wäre der höchste Zuwachs st'1 

Beginn des Jahrzehnts. Damit geht esjet?1 

- auch beim Abbau der Arbeitslosigkeit züg1' 
ger voran. 

Frankfurter Allgemeine Zeitung 

• 
Außerdem ist die Zahl der offenen Stelle*1 

noch einmal angestiegen. Sie nähert sich 
nun der Marke von 300000. Gäbe es nicht 
die Problemgruppen der älteren und der 
unqualifizierten Arbeitnehmer — man 
könnte eine Lösung des Arbeitsmarktpro- 
blemsfast mit den Händen greifen. 

Frankfurter Neue Pre#e 

• 
Die weitere Besserung der Lage am 
Arbeitsmarkt ist keine Überraschung. &n' 
mal ist der September in jedem Jahr der 
Monat, in dem sich die Zahlen nach den 
langen Sommerferien in einem helleren 
Licht zeigen, und zum anderen sind dies- 
mal im üblichen Sommerloch Bestellung^ 
und Produktion noch weiter gestiegen. In 

vielen Bereichen unserer Wirtschaft ist die 
Beschäftigung bereits jetzt bis weit ins 
kommende Jahr 1990 hinein gesichert. 

Kölnische Rundschau 
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Alfred Dregger: Jetzt bauen, 
Modernisieren und vermieten 
v^er» der in diesen Wochen und 
^J°naten eine neue Wohnung sucht 
Jter ein Haus bauen will, merkt es: 
Juf dem Wohnungsmarkt in der Bun- 
esrepublik Deutschland herrscht eine 
gespannte Lage. Eine Verknappung 
*s Angebots geht einher mit erhebli- 
len Steigerungsraten bei Neuvermie- 
üngen und wieder kletternden Hau- 
ssen — und zwar nicht nur in den 

a'lungsräumen. 
le Ursachen für diese auch von Exper- 

ten noch vor kurzem nicht erwarteten 
ntwicklung sind vielfältig. Wesentlich 

Mnd: 

Qas Anwachsen der verfügbaren Ein- 
- ^men — auch aufgrund unserer Gro- 

n Steuerreform — um 12 Prozent zwi- sch en 1986 und 1988 hat eine zusätzliche 
I'achfrage am Wohnungsmarkt ausge- 
^ *« Wer mehr verdient, leistet sich eine 

es$er ausgestattete, größere Wohnung; 

ü   le Zahl der Ein-Personen-Haushalte 
a der Wohnflächenbedarf pro Person 

^hsen; 
.   'e steigende Lebenserwartung führt 

u ,u» daß immer mehr Menschen bis ins 
n   

e Alter eine eigene, oft große Woh- 
n8 beanspruchen. 

^nzu kommt, daß Hunderttausende 
tel-p Und Übersiedler aus Ost- und Mit- 
kak     °Pa Wohnungen nachfragen. Sie 
tu ^n die Verknappung am Wohnungs- 
abe    

mcnt herbeigeführt, verstärken sie 
b 

En?!?5Ung und Koalition haben auf die 
SPässe am Wohnungsmarkt schnell 

twIerf- Durch gezielte Fördermaßnah- 
be  'die zum Teil bereits im Frühjahr 

'°ssen wurden, wollen wir errei- 

chen, daß in den nächsten drei Jahren 
eine Million neue Wohnungen gebaut 
werden. So haben wir 
• die Mittel für den sozialen Wohnungs- 
bau für 1990 um 550 Millionen DM auf 
1,6 Milliarden DM drastisch erhöht; die 
Länder können diese Mittel schon jetzt 
abrufen und bei Bewilligungen berück- 
sichtigen; 
• zum Anreiz von privaten Investitionen 
ab 1. März dieses Jahres die Abschrei- 
bungsdauer für Mietwohnungen von 50 

Der Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion zur 
Situation auf dem Woh- 
nungsmarkt und zur Woh- 
nungsbaupolitik von Bun- 
desregierung und Koalition 

auf 40 Jahre gesenkt und die Anfangsab- 
schreibung von fünf auf sieben Prozent 
erhöht. 
Jetzt hat die Koalition weitere Beschlüsse 
mit dem Ziel gefaßt, aus bestehenden 
Gebäuden zusätzlich Wohnraum zu 
schaffen : 
• Wer zum Beispiel ein Dachgeschoß 
ausbauen möchte oder ein Gebäude, das 
für landwirtschaftliche bzw. gewerbliche 
Nutzung nicht mehr benötigt wird, in 
Wohnungen umbauen will, kann ab 
sofort bis zum 31. Dezember 1992 bei der 
Kreditanstalt für Wiederaufbau um drei 
Prozent zinsverbilligte Kredite beantra- 
gen. Dafürstehen 1,5 Milliarden DM 
bereit. 
• Alternativ kann der Bauherr auch 
Umbaukosten bis zu 60.000 DM pro 
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Wohnung fünf Jahre lang steuerlich mit 
je 20 Prozent jährlich abschreiben. 
• Daneben wird ein 500-Millionen-Kre- 
ditprogramm für die Förderung des Stu- 
denten-Wohnheimbaus für die nächsten 
drei Jahre aufgelegt (Zinsverbilligung 
ebenfalls drei Prozent). Antragsberech- 
tigte sind Unternehmen und Privatperso- 
nen mit einem Höchstbetrag von 50.000 
DM je Wohnung bzw. Wohnplatz. Von 
den Bundesländern erwarten wir, daß sie 
zusätzliche Zinsverbilligungen einräu- 
men. 
Wir sind zuversichtlich, daß unsere Maß- 
nahmen schrittweise am Wohnungsmarkt 
wirksam werden und zu dessen Entspan- 
nung beitragen. Dies wird vor allem dann 
der Fall sein, wenn die Kommunen jetzt 
zügig neues Bauland bereitstellen und 
Bauanträge ohne unnötigen bürokrati- 
schen Aufwand bearbeiten. 
Die Perspektiven für den Wohnungsbau 
haben sich bereits stark verbessert. In der 
ersten Jahreshälfte wurden 25 Prozent 
mehr Baugenehmigungen erteilt, für 
Mietwohnungen haben sich die Bauan- 
träge sogar verdoppelt. Auch beim sozia- 
len Wohnungsbau gehen die Bewilligun- 
gen inzwischen steil nach oben. 
Ich appelliere an alle Bauinteressenten: 
Verwirklichen Sie Ihr Vorhaben jetzt! 
Jeder Eigenheimer macht eine Mietwoh- 
nung frei; jeder Bauherr eines Mietob- 
jekts verhält sich marktkonform und 
kann günstige Renditen erwarten. Die 
Eigentümer leerstehender Wohnungen 
rufe ich auf: Nutzen Sie unser Programm, 
modernisieren und vermieten Sie! 

Studentenwohnraum 

Zelte und Züge nur 
Übergangslösung 
Angesichts der alarmierenden Knapp' 
heit an Studentenzimmern in Hoch- 
schulstädten wird der Bund helfend 
einspringen. Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat die Koalitionsarbeitf 
gruppe über allgemeine wohnungspol'' 
tische Maßnahmen genutzt, Forderun- 
gen für die besonderen Belange der 
Studenten durchzusetzen. 
Das in Umrissen beschlossene Programm 
sieht vor, daß der Bund aus der Kredit11' 
stalt für Wiederaufbau Darlehen mit 
einer Laufzeit von zehn Jahren, die in def 

Verzinsung um drei Prozent verbilligt 
sind, zum Zwecke der Wohnraumbe- 
schaffung für Studenten verfügbar mach1' 
500 Millionen DM sollen so bereitgestel'1 

werden. Private Bauherren, zu denen 
auch das Deutsche Studentenwerk 
gehört, erhalten die Bausumme als verb»'' 
ligten Kredit, wenn gewährleistet ist, &" 
die Baumaßnahmen Studenten zugute 
kommen. 
Klaus Daweke, bildungspolitischer Spre' 
eher der CDU/CSU-Bundestagsfraktio^ 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
die Weichen dafür gestellt, daß Zelte ufl 

Züge für Studenten nur eine Übergangs' 
lösung darstellen. An den Ländern ist es 
jetzt, ihre Möglichkeiten auszuschöpfe"' 
damit sich die Lage schnell verbessern 
kann. 

Im Wohnungsbau geht es aufwärts 
Nach Einschätzung des Bonner Instituts 
für Städtebau, Wohnungswirtschaft und 
Bausparwesen ist „die Wende" bei den 
seit 1985 rückläufigen Wohnungsbaufer- 
tigstellungen erreicht. So sind nach den 

vorliegenden Genehmigungen vor allem 
die Anträge für Mehrfamilienhäuser 
sprunghaft gestiegen; deren Zahl hat im 
ersten Halbjahr um 56% höher gelegen als 
im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. 
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Wie der Dienst in der Bundeswehr 
attraktiver gemacht werden kann 

'e Bundeswehr hat Nachwuchssor- 
»en> insbesondere fehlt es ihr an län- 
l^rdienenden Zeitsoldaten. Auch der 
/* •ttschaft fehlen qualifizierte Nach- 
J^chskräfte, sie leidet an Facharbei- 
eFjnangel. Das Panzergrenadierba- 
^Hon 292 aus Immendingen hat in 
, esem Jahr in Zusammenarbeit mit 

• eI" Handwerkskammer Konstanz ein 
?,spielhaftes Modellprojekt insze- 

Jjj1*» welches beide Probleme gleich- 
artig angeht. Es steht unter dem 

Hotto „Dienen und Ausbilden vor der 
aUstür". 

• as Irnmendinger Panzergrenadierbatail- 
^n wird die Bildungsstätten der Hand- 

erKskammer nutzen und in beiderseiti- 
"* Interesse Zeitsoldaten als Facharbei- 
ausbilden und während der Dienstzeit 

.^dig im Beruf auf dem neuesten Stand 
Halt, 
M 

len. Die Soldaten erhalten auch die 
8'ichkeit, sich höher zu qualifizieren 
z- B. die Meisterprüfung abzulegen. 

as Programm hat folgende Kennzei- 

b/e ^us~ und Weiterbildungsmöglich- 
UlJ £n Gestehen für jeden Zeitsoldaten, 

abhängig von Dienstgrad und Ver- 
^htungszeit. 
^a,,e °erufsbildungsmaßnahmen finden 
daß *,e.nd der regulären Dienstzeit statt, so 
|a„ die Soldaten keine zeitliche Mehrbe- 
r^ng haben. 
' Di« c- 
du        lnanzierung dieser Berufsbil- 
du ^Smaßnahmen — auch die Ausbil- 
der yZUm Meister — wird je nach Länge 
dUr ,erPflichtungszeit ganz oder teilweise 
\ *} den Berufsförderungsdienst der 
rj   deswehr übernommen. 

Angebot der Qualifizierung in vielen 

Berufen während der Dienstzeit kann ein 
wichtiges Argument für die Entscheidung 
zum Zeitsoldaten sein. Durch die Berufs- 
bildungsmaßnahmen wird es den Zeitsol- 
daten sehr leicht fallen, später in den zivi- 

Berufsbildungsmodell 
„Dienen und Ausbilden vor 
der Haustür" 

len Beruf zurückzukehren, möglicher- 
weise sogar in qualifizierterer Stellung. 
Franz Sauter (CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion): Das vorgestellte Berufsbil- 
dungsmodell „Dienen und Ausbilden vor 
der Haustür" des Panzergrenadierbatail- 
lons 292 halte ich persönlich für beispiel- 
haft und wegweisend auch für die Zusam- 
menarbeit anderer Standorte mit den Bil- 
dungsinstitutionen der Wirtschaft und 
des Handwerks. Daß sich in Immendin- 
gen kurz nach Einsetzung des Programms 
bereits erste Erfolge in der Nachwuchsge- 
winnung abzeichnen, ist ein deutliches 
Indiz dafür, daß das Modell ein erfolgrei- 
cher Beitrag zur Steigerung der Attrakti- 
vität des Dienstes in der Bundeswehr ist. 

Personalien 
Der CDU-Teil der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat den CDU-Bundestagsab- 
geordneten Professor Dr. Karl-Heinz 
Hornhues zum stellvertretenden Vorsit- 
zenden der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion gewählt. Auf ihn entfielen 85 Ja- 
Stimmen. Auf den ebenfalls zur Wahl ste- 
henden CDU-Bundestagsabgeordneten 
Friedrich Vogel (Ennepetal) entfielen 54 
Ja-Stimmen. 
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Notbremse muß rot-grüne 
Forschungspolitik in Berlin stoppen 
Anläßlich der aktuellen Stunde zur 
Forschungssituation in Berlin erklärt 
der stellvertretende forschungspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Erich Maaß: 

Entscheidungen des rot-grünen Senats in 
Berlin machen es erforderlich, daß 
CDU/CSU und FDP im Bundestagsaus- 
schuß für Forschung und Technologie 
die Notbremse ziehen. Um weiteren 
Schaden von Berlin abzuwenden, wird 
der Forschungsminister aufgefordert, 
einen Situationsbericht über die For- 
schungsentwicklung in Berlin zu geben 
und bis zur endgültigen Klärung keine 
weiteren Mittel für neue institutionelle 
Forschungsprojekte zu bewilligen. Grund 
für diese Entscheidung sind u.a. folgende 
Sachverhalte: 

• Der rot-grüne Senat will die Akademie 
der Wissenschaften schließen. 
• Der rot-grüne Senat verzögert das 
Genehmigungsverfahren für den Berliner 
Forschungsreaktor. 
• Der rot-grüne Senat setzt sich nicht 
durch beim Neubau des Konrad-Zuse- 
Zentrums für Informationstechnik. 
• Der rot-grüne Senat entscheidet nicht 
über BESSY II. 
• Der rot-grüne Senat blockiert die Wei- 
terentwicklung des Magnetbahnprojek- 
tes. 
• Der rot-grüne Senat verweigert die 
Finanzierung der renommierten Dahlem- 
Konferenz. 
Dieses Verhalten gibt Anlaß zu größter 
Besorgnis für den Forschungsstandort 
Berlin. 
Berlin ist im Grunde ein Idealstandort für 

Forschung, Entwicklung und Wirtschaft- 
Nirgendwo in der Bundesrepublik kann 
man auf so engem Raum alle wichtigen 
und renommierten Wirtschaftsunterneh- 
men und anerkannten Wissenschaftsein- 
richtungen vorfinden wie in Berlin. In 
diesem sogenannten „Forschungs-Treib- 
haus-Klima" funktioniert das Zusammen 
spiel zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft besonders gut. 
Was der Berliner rot-grüne Senat zur Zel 

anstellt, ist jedoch eine systematische 
Demontage dieser Idealverhältnisse. Es 
kann nicht hingenommen werden, daß 
die SPD in Bonn in schönen Sonntagsre' 

Der rot-grüne Senat in 
Berlin entscheidet 
nicht, verzögert, blockiert, 
verweigert, will schließen. 

den erklärt, wie positiv sie angeblich zuf 

Forschung eingestellt ist, während auf 
der anderen Seite die Berliner SPD sie«1 

nur um des blanken Machterhalts wiHefl 

in Berlin den obstrusen Forderungen de 

Grün-Alternativen unterwirft. 
Diesem beginnenden durch Rot-Grün 
verursachten Forschungschaos in Berh° 
muß durch das Ziehen der Notbremsel 

Bonn Einhalt geboten werden. Es kann 
nicht angehen, daß Steuergelder in M1'" 
lionenhöhe in Berlin in Forschungsein* 
richtungen investiert werden, die dann 
kurz vor der Vollendung durch eine rot- 
grüne Blockadepolitik nicht mehr weite 
geführt werden. Es ist im Interesse Ber- 
lins, daß wir wieder zu einem for- 
schungs-, wissenschafts- und wirtschai 
freundlichen Klima zurückkehren. 



UMWELTSCHUTZ UiD 32/1989 •  Seite 13 

reich festgelegte Höchstmenge von 
1.0001 überschritten werden muß. 
Deshalb fordern wir: 
• Eine sofortige Selbstverpflichtung der 
Industriegemeinschaft Aerosole, die für 
den Aerosolbereich festgelegte Höchst- 
menge von 1.000 t nicht zu überschreiten. 
• Für jedes FCKW-Sprayprodukt einen 
Verwendungs- und Notwendigkeitsnach- 
weis einzuführen. 
So kann auch im medizinischen und tech- 
nischen Anwendungsbereich überprüft 

Schutz der Erdatmosphäre 

Verbotsregelungen sind jetzt 
nicht mehr zu umgehen 
^ur drastischen Reduzierung des Ein- 
satzes von FCKW und Halonen auf 
^r Grundlage des Bundestagsbe- 
^hlusses vom 9. März 1989 erklärte 
^er umweltpolitische Sprecher der 
^DU/csU-Bundestagsfraktion und 
v ^sitzender der Enquete-Kommission 
"Vorsorge zum Schutz der Erdatmo- 
sPhäre", Bernd Schmidbauer: 

^ngesichts des Gefährdungspotentials 
. er FCKW, die nicht nur den Ozonabbau 
n der Stratosphäre verursachen, sondern 
Uch zum Treibhauseffekt beitragen, ist 
le exakte Umsetzung dieses Beschlusses 
^abdingbar notwendig. 
a die Industrie von der Möglichkeit der 
flbstverpflichtung bisher keinen bzw. 

. Icht genügend Gebrauch gemacht hat, 
es nun erforderlich, die im Beschluß 

°rgesehenen Verbotsregelungen 
ehnellstmöglich auf den Weg zu bringen, 
01 die Zielsetzungen ohne Zeitverlust zu 

Wichen. 
Aerosolbereich konnte der Verbrauch 

^ar beachtlich reduziert werden; 
88 lagen die Verbrauchsmengen unter 

•000 t, 1989 voraussichtlich bei etwa 
2-500t. 

»    '990 würden gemäß der Aussage der 
fj?dustriegemeinschaft Aerosole (IGA) 
p   den Inlandsverbrauch und den 
,xPort noch mindestens 1.5001 FCKW 
^nötigt. 

^ können wir nicht zustimmen. Nach 
re-S?rer Einschätzung sind im Spraybe- 
Vn K nocn weitere Minderungspotentiale 
b  ftanden; es liegt bislang noch kein 

eWeis vor, daß die für den Aerosolbe- 

DieZeit drängt: 
Der Ozonabbau geht weiter, 
und Selbstverpflichtungs- 
regelungen fassen nicht 
schnell genug. 

werden, ob der Einsatz der FCKW tat- 
sächlich unumgänglich ist. 
• Eine umweltverträgliche FCKW- 
Ersatztechnologie anstatt des zur Zeit ver- 
wendeten Propan/Butan, das brennbar 
und öko-toxikologisch bedenklich ist. 
Die bereits auf dem Markt befindliche 
Druckgaspackung mit reiner Pressluft 
wäre beispielsweise eine Alternative. 
• Eine Pflicht zur Kennzeichnung der ent- 
sprechenden Inhaltsstoffe. 

Kälte- und Kühlmittel 
Der Beschluß des Deutschen Bundesta- 
ges sieht vor, daß bis zum 1. April 1989 
für den Kälte- und Kühlmittelbereich ein 
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Entsorgungskonzept vorzulegen ist. Diese 
Verpflichtungserklärung ist überfällig. 

Des weiteren sieht er vor, daß spätestens 
ab dem 1. Januar 1992 nur noch Ersatz- 
stoffe als Kühl- und Kältemittel einge- 
setzt werden, die auf lange Sicht als 
Ersatzstoffe dienen können. 

Auch wenn das Umweltbundesamt und 
der Deutsche Kälte- und Klimatechni- 
sche Verein es gegenwärtig nicht als mög- 
lich ansehen, daß dies erreicht werden 
kann, betrachten wir die Einhaltung die- 
ser Forderungen als realisierbar: 

Für Großanlagen steht der Ersatzstoff 
Ammoniak zur Verfügung. Die Absorp- 
tionstechnik kann ebenfalls einen Teil 
der Anforderung erfüllen. Für Kleinan- 
lagen wird voraussichtlich ab 1992 der 
ozonunschädliche Ersatzstoff 134 a in 
handelsüblichen Mengen verfügbar sein. 
Wir wollen so schnell wie möglich den 
FCKW-freien Kühlschrank. 

Verschäumungsbereich 
Die gemäß dem Bundestagsbeschluß vor- 
gesehene FCKW-Verringerung um 80 
Prozent bis Ende des Jahres 1992 wurde 
bisher von der Industrie nicht in Aussicht 
gestellt. 

Das Angebot des Industrieverbandes, 
Polyurethan-Hartschäume zur Verminde- 
rung des FC KW-Einsatzes in diesem 
Bereich (50 Prozent pro Produkteinheit) 
zu reduzieren, ist nicht ausreichend, so 
daß Regelungen zur Erreichung der Ziel- 
vorgabe getroffen werden müssen. 

Bei der Herstellung von Weichschäumen 
kann und muß bereits heute vollständig 
auf FCKW verzichtet werden. 
Gleichzeitig ist der Import dieser Waren 
zu unterbinden. 
FCKW-haltiges Verpackungsmaterial und 
Wegwerfgeschirr wird in Kürze durch 
einen Verordnungsentwurf des Bundes- 

ministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit verboten werden. 

Reinigungs- und Lösemittel 
Bei Reinigungs- und Lösemitteln ist der 
FCKW-Einsatz — gemäß Bundestagsbe- 
schluß — ab dem 1. Januar 1992 auf 
unumgängliche Einsatzbereiche zu 
beschränken und bis Ende des Jahres 
1995 um 95 Prozent zu reduzieren. Eine 
diesbezügliche Verpflichtungserklärung 
ist bis zum 31. Dezember 1989 vorzu- 
legen. 
Da es sich bereits abzeichnet, daß eine 
Selbstverpflichtung bis dahin nicht vorhe' 
gen wird, ist auch hier angesichts der 
hohen FC KW-Verbrauchsmenge und der 
starken Expansion des Industriezweiges 
eine Verbotsregelung unumgänglich. 

Halone 
-Halone besitzen im Vergleich zu den 
FCKW ein deutlich höheres Ozonzerstö- 
rungspotential. 
Positiv ist der bereits erreichte Verzicht 
auf die Halonverwendung bei Feuer- 
löschübungen im militärischen Bereich 
und auf Probeflutungen durch den Ver- 
band der Sachversicherer. 
Die andererseits drastisch zunehmende 
Anzahl der Halonfeuerlöschanlagen 
erfordert 
• die vollständige Wiederverwertung der 

Halone, 
• eine Anmeldepflicht für Halon-NeuaH' 
lagen, 
• nur in unabdingbaren Fällen eine Aus' 
nahmegenehmigung und 
• die Offenlegung der genauen Produk- 
tions- und Verbrauchszahlen sowie 
• entsprechend dem Beschluß vom 
9. März 1989 die gleichen Reduktions- 
quoten wie für FCKW, d. h. eine Vermin- 
derung von mindestens 50 Prozent bis 
Ende des Jahres 1990 und um mindestens 
95 Prozent bis Ende des Jahres 1995. 
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Mobilität ohne Luftverschmutzung 
und unerträgliche Lärmbelästigung 
^ür Vorstellung des Beschlusses „Ver- 
jähr in unserer Umwelt — Leitsätze 
Jjir eine umweltgerechte Verkehrspoli- 
«k" erklärte der Vorsitzende des Bun- 
(Jesfachausschusses Verkehrspolitik 
de* CDU, Dirk Fischer: 

^uf unseren Straßen und am Himmel 
^Ird es eng. Der Verkehr nimmt zu, weil 
Qer internationale Warenaustausch 
^enso wächst wie das Mobilitäts- und 
Keisebedürfnis der Menschen. Mit dieser 
neuen Dynamik gehen Zukunftschancen 
ZUr Sicherung der wirtschaftlichen und 
j*°zialen Leistungsfähigkeit unseres Lan- 

es einher. Diese müssen in umweltver- 
.räglicher Form genutzt werden. Aufgabe 
'st es, sowohl den ökonomischen als auch 
J*en ökologischen Verkehrsinfarkt zu ver- 
ändern. 

^mweltschutz gibt es auch in der Ver- 
^hrspolitik nicht zum Nulltarif. Er ist 

ns jedoch seinen Preis wert, weil wir 
nserer Verantwortung gegenüber der 
chöpfung und kommenden Generatio- 
en gerecht werden wollen. Zu einer 

^Weltgerechten Verkehrspolitik gehören 
jle Vermeidung und Bekämpfung der 

üftVerschmutzung und Lärmbelastung, 
er vorsorgende Schutz der Gewässer 
JJd eine systematische Landschafts- 

Pflege. Der CDU-Bundesfachausschuß 
^kehrspolitik hat hierzu Leitsätze ent- 
lckelt und u. a. folgende Forderungen 

aufgestellt: 

ch      anrzeuge sind eine der wesentli- 
j. en Quellen der Luftverschmutzung. 

eshalb hat die CDU-geführte Bundesre- 
gierung 1983 eine Offensive für das 

Weltfreundliche Auto gestartet, die 
Vermindert fortzusetzen ist: 

• Für Kraftfahrzeuge zwischen 1,4 und 
2 Litern Hubraum sollen europaweit 
Abgasgrenzwerte durchgesetzt werden, 
die den strengeren US-Normen gleich- 
wertig sind. 
• Bei Diesel-PKW sollen bei Neuzulas- 
sungen die amerikanischen Grenzwerte 
verpflichtend und eine dem Benzin-PKW 
vergleichbare steuerliche Förderung 
geschaffen werden. 
• Für die Kfz-Besteuerung allgemein 
sind Modelle zu entwickeln, deren 
EG-weite Einführung die ökologische 
Belastung reduzieren hilft. 
• Abgasgrenzwerte für Nutzfahrzeuge 
sind entsprechend dem Stand der Tech- 
nik zu verschärfen und Partikelgrenz- 
werte festzulegen. 
• Für Dieselfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuge mit Katalysator muß eine Abgas- 
Sonderuntersuchung vorgeschrieben wer- 
den. 
Für LKW soll EG-weit eine manipula- 
tionssichere technische Einrichtung vor- 
geschrieben werden, die ein Überschrei- 
ten der Höchstgeschwindigkeit verhin- 
dert. 

Die Bekämpfung des Verkehrslärms muß 
auf breiter Front erfolgen. Dazu gehört, 
daß die Lärmschutzverordnung zum 
Schutz der Anlieger vor Verkehrslärm 
beim Neubau bzw. Erweiterung einer 
Straße oder Schiene unverzüglich verab- 
schiedet werden muß. 

Das Programm zum Bau von Ortsumge- 
hungen muß unvermindert fortgeführt 
werden, weil es der Sanierung der 
gewachsenen Ortskerne dient und die 
Lebensqualität der Bürger in Städten und 
Gemeinden nachhaltig verbessert. 
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Boden, Landschaft und Gewässer müssen 
noch besser geschützt werden: 
• Auf den Einsatz von Chemikalien bei 
der Pflege der Randstreifen von Ver- 
kehrswegen ist weitestgehend zu verzich- 
ten. 
• Zur Entsorgung der Schiffe von ölhalti- 
gem Wasser (Bilgenwasser), Chemikalien- 
rückständen und Schiffsmüll müssen in 
den Häfen der EG Auffanganlagen und 
Entsorgungseinrichtungen geschaffen 
und ihre Benutzung vorgeschrieben wer- 
den. • 

Studententelefon 
für Übersiedler 
Dank der schnellen Unterstützung durch 
die Deutsche Bundespost kann ab sofort 
das RCDS-Studententelefon zum Ortsta- 
rif angerufen werden. Bundesvorsitzen- 
der Christian Schede, der diese Starthilfe 
für studentische Übersiedler aus der 
DDR vorstellte: „Jeder von uns weiß, wie 
schwierig die ersten Wochen im Studium 
für einen selber waren. Für uns als bun- 
desweit organisierten Studentenverband 
ist es selbstverständlich, über RCDS- 
Gruppen Kontakte am Hochschulort zu 
knüpfen, um helfen zu können." 

Das RCDS-Studententelefon ist montags 
bis donnerstags unter der Nummer: (0130) 
3120 von 19 bis 22 Uhr besetzt. Außerhalb 
dieser Zeiten steht der Anrufbeantworter 
unter (0228) 311057 zur Verfügung. 

Wohnungssuche 

Alt hilft jung 
Gerhard Braun, Bundesvorsitzender 
der Senioren-Union, auf einer gemein- 
samen Pressekonferenz mit dem Bun- 
desvorsitzenden des Rings Christlich- 
Demokratischer Studenten (RCDS), 
Christian Schede: 
Angesichts der angespannten WohnungS' 
läge, die besonders die Studenten trifft, 
wurde seitens der Senioren-Union den 
Studenten Unterstützung bei der Woh- 
nungssuche zugesagt. 
An die 700 Orts- und Kreisverbände der 
Senioren-Union ergeht ein Aufruf, daß 
den Wohnungssuchenden Studenten m»1 

Hilfe der Senioren-Union Wohnraum zuf 

Verfügung gestellt wird. 
Gemeinsam verweisen die beiden Bun- 
desvorsitzenden darauf, daß es bereits 
gemeinsame Aktivitäten von jungen und 
alten Studenten gibt. Im Durchschnitt 
studieren an jeder Hochschule in der 
Bundesrepublik ca. 350 ältere Bürger. 
Mit dieser solidarischen Aktion will die 
Senioren-Union und der RCDS gleichze«' 
tig einen Generationen übergreifenden 
Dialog initiieren, der in vielfältiger Weise 

zum Austausch von materiellen und 
immateriellen Interessen führt. 
Gerhard Braun gab seiner Hoffnung Ans* 
druck, daß ein großer Teil der 65.000 M«1' 
glieder der Senioren-Union sich mit den 
Studenten solidarisch zeigt. 

Bonner Kabinett am besten organisiert 
Die Arbeit im Bonner Kabinett ist 
europaweit am besten organisiert. Zu 
diesem Ergebnis kamen Politologen, 
die für die Europäische Gemeinschaft 
(EG) die effektivste Organisations- 

form bei Europas Kabinetten aufspü- 
ren sollten. Es wurde zum Abschluß 
einer internationalen Tagung von Poli- 
tikwissenschaftlern in Lüneburg vor- 
gestellt. 
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Alfred Dregger: 

Die Medien spiegeln die Wirklichkeit, 
aber sie sind nicht die Wirklichkeit 
*uf der Jahrestagung des Bundes- 
landes Deutscher Zeitungsver- 

'e8er e.V. (BDZV) sprach der Vorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestags- 
rjjktion, Alfred Dregger, zum Thema 

f.. a*"lament und Presse — Positionen 
IUr die Zukunft": 

lr leben in einer Zeit raschen, teilweise 
stUrmischen Wandels: 

'n der internationalen Politik sind wir 
pCugen des Übergangs von totalitären 

teidiktaturen kommunistischer Prä- 
^Ung hin zu offeneren Gesellschaftsfor- 
I en> wobei das Tempo dieser Entwick- 
, ng in Polen und Ungarn atemberau- 
bendist; 

vor diesem Hintergrund gewinnt die 
s . tw'cklung Europas zu einer politi- 
•   en Union, die einmal die friedenser- 
te

a,tende Mitte zwischen den Weltmäch- 
lq werden könnte, an Aktualität; die seit 
de l.0^ene deutsche Frage ist wieder auf 

r Tagesordnung der Weltpolitik; 
de

n,.^er Innenpolitik sind zunächst auf 
5 f unken, jetzt auch auf der rechten 
o   C ^ruPpierungen entstanden, die die 

ohnte Stabilität unseres Gemeinwe- 
sen Frage stellen; 

die Aht nUr in der SozialPontik werden 
Q /^Wirkungen des dramatischen 
cu   Urtenrückgangs spürbar; die Alterssi- 
pa7Vngssysteme müssen neu justiert, der 
an«   ienlastenausgleich der Entwicklung 

'gepaßt werden 

^iese it^». Und andere Abläufe zwingen uns 
ün   

eutschen Bundestag, schwierige und 
°Puläre Entscheidungen zu treffen, 

um unser Gemeinwesen zukunftsfähig zu 
erhalten und unserem Land Frieden und 
Freiheit in einer sich verändernden Welt 
dauerhaft zu sichern. 

Bevor ich auf die Rolle der Medien als 
der wichtigsten Verständigungsbrücke 
zwischen Regierenden und Regierten, 
zwischen Parlament und Öffentlichkeit 
zu sprechen komme, erlauben Sie mir 
bitte einen kurzen Ausflug in die 
Geschichte: Am Abend des 20. Septem- 
ber 1792, nach der Kanonade von Valmy, 
prägte der Geheime Rath Goethe, der an 
der Seite seines Dienstherrn und Gön- 
ners, des Herzogs Karl August von Sach- 
sen-Weimar, die Schlacht beobachtet 
hatte, eine Sentenz, die ein geflügeltes 
Wort werden sollte: 
„Hier und heute beginnt eine neue Zeit, 
und ihr könnt sagen, ihr seid dabei gewe- 
sen." 
„Ihr" — das waren die von der französi- 
schen Revolutionsarmee geschlagenen 
preußischen Truppen, an deren Lagerfeu- 
ern — wie Sieburg schreibt — Goethe an 
jenem Abend weilte. 

Dabeisein, Augen- oder Ohrenzeuge poli- 
tisch bedeutsamer Vorgänge sein — das 
konnten am Ende des 18. Jahrhunderts 
nur wenige. Die meisten Menschen erfuh- 
ren von den weltbewegenden Ereignissen 
ihrer Zeit wenig, und das auch nur mit 
erheblicher Verzögerung. 

Heute ist das ganz anders: Jeder, 
der es will, kann einen ständigen 
Strom von Nachrichten über wich- 
tige und weniger wichtige Ereignisse 
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aus aller Welt empfangen. Vor 
allem die elektronischen Medien 
sind rund um die Uhr an den Brenn- 
punkten der Erde, in Parlamenten 
und an Verhandlungstischen prä- 
sent und liefern praktisch ohne 
Zeitverlust Bilder und Berichte. 

Wie bewältigen die Menschen diese 
unaufhörlichen Sturzbäche schriftlicher, 
bildlicher und akustischer Informatio- 
nen? Stumpfen sie ab durch die Überfülle 
des täglich Neuen? Verlernen sie, Wichti- 
ges von weniger Wichtigem und Unwich- 
tigem zu unterscheiden? Oder werden sie 
aufgeklärte Mitglieder einer weltumspan- 
nenden Informationsgesellschaft, die 
historische Veränderungen sensibel auf- 
nehmen und, falls erforderlich, ihr indivi- 
duelles Verhalten daran ausrichten? 

Das Bild, das die Menschen von der 
Wirklichkeit haben, wird heute im 
wesentlichen von den Medien geprägt. 
Die Medien sind nicht die Wirklichkeit. 
Sie spiegeln die Wirklichkeit, allerdings 
nur in Bruchstücken, und zwar in sol- 
chen, die Journalisten für berichtens- und 
kommentierenswert halten. Jedes 
Medium bestimmt in eigener Verantwor- 
tung, welcher Aspekt hervorgehoben, 
welcher nachrangig behandelt oder weg- 
gelassen wird. 

Es ist wohl so, daß das Fernsehen 
heute wie kein anderes Medium 
„Wirklichkeit öffentlich vermittelt, 
darstellt und beglaubigt", wie der 
Soziologe Friedrich Tenbruck fest- 
gestellt hat. Den Zuschauern ist 
das in der Regel nicht bewußt. Die 
meisten Menschen glauben das, was 
sie auf dem Bildschirm sehen und in 
der Zeitung lesen — sie nehmen die 
Bruchstücke der Wirklichkeit für 
die ganze Wirklichkeit. 

Ich will nicht verschweigen, daß dieser 
Befund Sorge bereitet. Die Sorge näm- 
lich, daß die Kluft zwischen der Wirklich- 
keit und dem von den Medien vermittel- 
ten Bild der Wirklichkeit immer größer 
wird. Sie ist, wie ich meine, entstanden, 
weil die Medien vorwiegend ein Negativ- 
bild der Wirklichkeit zeichnen. Wobei ich 
einräume, daß das Negative in den 
Augen wohl der meisten Menschen inter- 
essanter ist als das Positive, das Gute, 
das Beispielhafte und Harmonische. 
Aber: Wenn nahezu jeder politische D>s' 
put als „Streit" dargestellt wird; wenn 
nahezu jede Unregelmäßigkeit als „Ska11' 
dal" Schlagzeilen macht; wenn Politiker 
als Trunkenbolde, machtlüsterne Intri- 
ganten oder Sprach-Stümper durch man- 
che Medien geistern — dann darf sich 
niemand wundern, wenn das Ansehen 
der demokratischen Institutionen sinkt 
und extremistische Kräfte Auftrieb 
bekommen. 

Der angesehene Wirtschaftswissenschaft' 
ler und Publizist Wolfram Engels hat 
unlängst in einer Betrachtung über die 
Regierung Kohl von einer „Diskrepanz 
zwischem meßbarem Erfolg und öffent'1' 
eher Anerkennung" gesprochen, wie es 
sie in der deutschen Politik bisher noch 
nicht gegeben habe. Es kann nicht in 
Ordnung sein, daß die Menschen in de* 
Bundesrepublik Deutschland „besser, 
sicherer, länger, sorgloser denn je" lebe*1' 
wie Wolfram Engels zutreffend schreibt 
in den Medien aber Skandal-, Katastro- 
phen- und Streit-Szenarien dominieren- 

Wenn die Medien Politiker nach Gutdüfl' 
ken kritisieren, muß Vergleichbares den 
Medien gegenüber erlaubt sein. Das als 
unerlaubte „Medienschelte" zu kritisie- 
ren, ist unangemessen. Wir können die 
großen Aufgaben unserer Zeit, die Vera 
derungen und die dadurch bedingte U° 
cherheit, nur meistern, wenn wir uns 
gegenseitig kritisch begleiten. 
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200000 Arbeitnehmervertreter 
stellen sich 1990 neu zur Wahl 
j"0 ist Wahljahr. Nicht nur die Bun- 
estagswahl und verschiedene Land- 
agswahlen stehen an. Für viele Arbeit- 
samer finden in der Zeit vom 1. März 
°,s 31. Mai 1990 auch die Betriebs- 
ratswahlen statt. 
^iriebsratswahlen sind so wichtig wie 
gemeine politische Wahlen. Das wird 

0r allem durch die hohe Wahlbeteili- 
*u.ng von etwa 80 Prozent deutlich. Es 
e>gt sich auch an den etwa 200.000 zu 
anlenden Arbeitnehmervertretern, 
'e Betriebsräte als Vertretung der 
beitnehmerschaft werden aufgrund des 

ganten technischen Wandels für die 
. eitnehmer in den Betrieben immer 

. lchtiger. Wirtschaftliche und personelle 
^Wicklungen müssen von den Arbeit- 
ftrriervertretern in ihren Auswirkungen 
bestimmt werden. Ohne Mitbestim- 

. Utlg durch die Betriebsräte wird die 
k be»tnehmerschaft durch die Arbeitge- 

r ,r> besonderem Maße fremdbestimmt. 
e Betriebsräte nehmen die Mitbestim- 

So
üngsrechte für die Arbeitnehmer in 

t   *alen und personellen Angelegenhei- 
^ahr. Dazu gehören u.a. 
^rbeitszeitregelungen einschließlich 
Üb erstunden, 
befristete Arbeitsverträge, 
Anführung und Anwendung von 
technischen Einrichtungen, die dazu 
gestimmt sind, das Verhalten oder die 
Leistung der Arbeitnehmer zu über- 
sehen, 
Qie betriebliche Lohngestaltung ein- 
Schließlich der Akkord- 
ür,d Prämiensätze, 

'«Stellung, Eingruppierung, 
'«gruppierung der Arbeitnehmer, 

•  Versetzungen und Kündigungen des 
Arbeitnehmers. 

Betriebsräte werden nicht nur in Großbe- 
trieben gewählt, sondern auch in Klein- 
und Mittelbetrieben, wo über 60 Prozent 
der erwerbstätigen Menschen arbeiten. 
Hier wird die Christlich-Demokratische 
Arbeitnehmerschaft (CDA) bei den kom- 
menden Wahlen einen Schwerpunkt set- 
zen. 

Aufforderung 

• Stellt Euch der Kandidatur 
Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer in der CDA/CDU muß es eine 
Selbstverständlichkeit sein, sich als Kan- 
didaten bei den Betriebsratswahlen zur 
Verfügung zu stellen. Mitglieder der 
CDA/CDU sollen zur Übernahme von 
Vertretungsfunktionen für die Arbeitneh- 
mer ermuntert und vorbereitet sowie bei 
Wahlen unterstützt werden. 

• Bildung von Betriebsräten 
nicht behindern 
Die CDA fordert die Arbeitgeber auf, die 
Bildung von Betriebsräten nicht zu behin- 
dern. Kein Arbeitgeber sollte stolz darauf 

In den Klein- und Mittel- 
betrieben wird die Christlich 
Demokratische Arbeitneh- 
merschaft bei den Betriebs- 
ratswahlen 1990 ihren 
Schwerpunkt setzen. 
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sein, wenn es in seinem Betrieb keinen 
Betriebsrat gibt. 

• In den Gewerkschaften 
mitarbeiten 
Für eine Interessenvertretung der Arbeit- 
nehmer ist es sinnvoll, sich gewerkschaft- 
lich zu organisieren. Auch in den 
Gewerkschaften sollen die Mitglieder der 
CDA/CDU Funktionen übernehmen. 
Wer in den Gewerkschaften nicht mitar-, 
beitet, darf sich nicht beklagen, wenn er 
bei innergewerkschaftlichen Personalent- 
scheidungen wie Listenaufstellungen bei 
Betriebsratswahlen nicht zur Geltung 
kommt. 

• Berücksichtigung der 
CDA-Kolleginnen und Kollegen 
Die CDA fordert insbesondere die Ein- 
heitsgewerkschaften auf, christlich-demo- 
kratische und christlich-soziale Kollegin- 
nen und Kollegen bei ihren Personalent- 
scheidungen zu berücksichtigen. 
Diese Kolleginnen und Kollegen sollen 
wegen ihrer Parteizugehörigkeit nicht 
benachteiligt werden. 

Wir bieten an 

Im Arbeitnehmerzentrum Königswinter 
(AZK) werden zur Vorbereitung der 
Betriebsratswahlen Seminare angeboten. 

Termine: 
10. 

19. 

12. November 1989 
10. Dezember 1989 
21. Januar 1990 

Bei diesen Seminaren werden u. a. fol- 
gende Fragen beantwortet: 
• In welchen Betrieben werden 

Betriebsräte gewählt? 
• Wie wird die Betriebsratswahl in 

Gang gebracht? 

• Wer bestellt den Wahl vorstand? 
• Was hat der Wahlvorstand im allge- 

meinen zu beachten? 
• Wer kann wählen? 
• Wer darf Kandidaten vorschlagen? 
• Wer setzt den Wahltermin fest? 
• Wieviele Betriebsratsmitglieder sind 

zu wählen? 
• Bekanntgabe der Wahlvorschläge 
• Wie sehen die Stimmzettel aus? 
• Durchführung der Wahl 
• Ist Briefwahl möglich? 
• Feststellung des Wahlergebnisses 
• Kann die Wahl angefochten werden • 

Ansprechen wollen wir mit diesen Semi- 
naren besonders die Kolleginnen und 
Kollegen der Klein- und Mittelbetriebe- 

Ais Ansprechpartner der CDA-Hauptge' 
schäftsstelle steht der Referent für die 
Betriebsarbeit Gerhard Fuchs mit zusätf' 
liehen Informationen und praktischem 
Rat zur Verfügung. 

Hinweis 
Ab Ende Oktober 1989 steht die neu 
überarbeitete Broschüre „Betriebsrats- 
wahl" mit neuem Text des Betriebsven** 
sungsgesetzes, dem neuen Text der Wa*1 

Ordnung, einem Leitfaden für die 
Betriebsratswahl mit Zeittafel und 
Mustervorlagen zur Verfügung. Sie kao 
in ausreichender Zahl bei der CDA- 
Hauptgeschäftsstelle angefordert werde 

_________ -^ 

Schicken Sie mir die Broschüre 
„Betriebsratswahl" zu: 

Name: 

Vorname: 

Straße:  

PLZ/ Wohnort: 
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j^ommunalwahlkampf 

Der Einsatz hat sich gelohnt 
,e Wahlergebnisse bei den Kommu- 

Jal*ahlen in Nordrhein-Westfalen 
"aben der CDU landesweit einen Ver- 
*st von 4,7 Prozent gegenüber der 
^mmunalwahl von 1984 gebracht. In 
.!nigen Regionen und Städten liegen 

Ule Verluste noch höher. 
Nicht 
John 
Köln 

so in Wesseling. In der 30000 Ein- 
ner großen Industriestadt zwischen 

der] 
und Bonn hat die CDU gegenüber 

etzten Europawahl 12,4 Prozent hin- 
gewonnen und im Vergleich zur Kom- 

,JJUnalwahl 1984 nur 1,5 Prozent verloren. 
Ij n einem CDU-Anteil von 47,3 Prozent 
d
e8l die Union 10,2 Prozent vor der SPD, 

p e gegenüber der Europawahl sieben 
°zent verlor und nur 37,1 Prozent 

rre»chte. 

e.
as gute Wesselinger CDU-Ergebnis ist 
n großer Erfolg für die CDU Wesseling 

»Ausreißer"-Erfolge 
ei den Kommunalwahlen in Nord- 
ein-Westfalen hat es nicht nur in 
lbert und in Wesseling, sondern 

Uch in anderen Städten und Gemein- 
b
en Wahlerfolge für die CDU gege- 

n> die im Gegensatz zum Landes- 
end standen. Der Politikwissen- 
naftier Prof. Gerhard W. Wittkäm- 

g r aus Münster hat diese „Ausrei- 
r -Erfolge einen Beweis dafür 

Vonannt' ^a^ ernot»ona'e Bindungen 
j,    durchschlagen können, wenn sich 
G

an.didaten auch um Herz und 
^etuhle der Wählerinnen und Wähler 
Q    uiern. Werde das auch noch von 

aubwürdigkeit begleitet, stelle sich r,olc- 'gein. 

und für den CDU-Bürgermeister Alfons 
Müller MdB. Die Frage, ob es möglich 
ist, durch persönlichen Einsatz einen 
gegenläufigen Trend zu stoppen, kann 

Der UiD hat über den bei- 
spielhaften Kommunalwahl- 
kampf der CDU in Wesse- 
ling berichtet. In dieser Aus- 
gabe berichtet Alfons Müller 
über seine Erfahrungen bei 
den Gesprächen mit den 
Bürgern. 

mit einem eindeutigen Ja beantwortet 
werden. In 65 Tagen hat Alfons Müller 
mit den Kandidaten alle 13 153 Wesselin- 
ger Haushalte persönlich besucht. Er hat 
dafür seinen Jahresurlaub geopfert und 
362 Stunden gebraucht. 

Bei den Hausbesuchen hat Alfons Müller 
nicht nur Zustimmung erfahren, sondern 
sich auch Kritik gefallen lassen müssen: 
vor allem an dem Hin und Her bei wichti- 
gen politischen Entscheidungen, zu 
denen führende Politiker unserer Partei 
unterschiedliche Äußerungen gemacht 
haben. 

Außerdem hat Alfons Müller festgestellt, 
daß es ungenutzte Wohnungen in größe- 
rer Zahl gibt, aber gleichzeitig eine nur 
geringe Bereitschaft, diese Wohnungen 
auch zu vermieten, aus Sorge nämlich vor 
Schwierigkeiten mit neuen Mietern. 
Schließlich hat Alfons Müller eine ableh- 
nende oder wenigstens distanzierte Hal- 
tung junger Leute, insbesondere junger 
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Frauen gegenüber der CDU erlebt. Sie 
fühlen sich von der CDU nicht genug ver- 
standen noch vertreten. Unsere Partei 
sollte das nicht unterschätzen und den 
Ursachen dafür nachgehen. 
Insgesamt zeigt das Beispiel Wesseling, 
daß es durchaus möglich ist, in Nord- 
rhein-Westfalen Wahlen für die CDU zu 
gewinnen. Die CDU muß mit den richti- 
gen Leuten auf die Menschen zugehen 
und mit ihnen reden. • 

Weirich neuer Intendant 
der Deutschen Welle 
Zum neuen Intendanten der Deutschen 
Welle in Köln ist Dieter Weirich, medien- 
politischer Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, gewählt worden. Er tritt 
sein neues Amt am 1. Dezember 1989 an. 
Alfred Dregger hat Weirich die Glück- 
wünsche der Bundestagsfraktion übermit- 
telt und seine Freude darüber ausge- 
drückt, daß Weirich sich einer neuen 
Herausforderung stellen könne, die an 
seinen bisherigen Werdegang nahtlos 
anschließt. 

CDU-Bundesparteitag 
spendete 13116,97 
Mark für Übersiedler 
Anläßlich der Übergabe einer Spende 
von 13116,97 Mark in den Grenz- 
durchgangs- und Notaufnahmelagern 
Friedland, Schöppingen und Gießen 
erklärt die Bundesvorsitzende 
der Frauen-Union der CDU, Rita 
Süssmuth: 
Viele Kinder in den Grenzdurchgangs- 
und Notaufnahmelagern Friedland, 
Schöppingen und Gießen sind in unge* 
wohnter Umgebung ohne die alten 
Freunde und in beengten Verhältnissen 
besonderen Belastungen ausgesetzt. 
Ihnen soll der Aufenthalt erleichtert wef' 
den. 
Die Spende in Höhe von 13 116,97 Mai*' 
die die Teilnehmer des 37. Bundesparte'' 
tages der CDU in Bremen für die Über- 
siedler aus der DDR auf Anregung der 
Frauen-Union gegeben haben, soll des- 
halb vor allem den Kindern zugute kom' 
men. 

Neu in Versmold: Parteitagsreden 
Helmut Kohl: 
Für Deutschland. 
Starke Mitte — Gute Zukunft 
• Bestell-Nr.: 3194 

Alfred Dregger: 
Politik für Deutschlands 
Zukunft. 
CDU und CSU sind eine 
politische Einheit 

• Bestell-Nr.: 3195 

Heiner Geißler: 
Die CDU 
als moderne Volkspartei 
• Bestell-Nr.: 3199 

Mindestabnahme: 
25 Exemplare 
Preis je Mindestabnahme: 
23,50 DM 
(Preise zuzügl. MwSt. 
inkl. Versand) 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versmold 



Noch ein Pluspunkt der Gesundheitsreform 

Jetzt mehr Vorsorge 
Ab 1. Oktober Ist es soweit. Jetzt können Sie mehr für die 
Vorsorge tun. 

Vom vollendeten 35. Lebensjahr an können Frauen und 
Männer alle zwei Jahre einen „Gesundheits-Check-Up" 
vornehmen: 

Zur Früherkennung von Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Nierenkrankheiten, Diabetes, also für die häufigsten 
chronischen Krankheiten. 

Vorsorgen ist besser als heilen. Nutzen Sie deshalb diese 
neue Möglichkeit, die durch die Gesundheitsreform 
geschaffen wurde. 

Weitere Pluspunkte der Gesundheitsreform: 

- stabile Beiträge 

- sinkende Arzneimittelpreise 

- Hörgeräte und Brillen werden billiger 

- Hilfe für die häusliche Pflege 

CDU 
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Das Lied der Deutschen 
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Hi    -   nig-keii      und       Refill    und     Ttoi -twit       fur      d.i*   dfiUI-Schfl Vi-ttl - land! 

Wieder 
neu in 

Q     2UU 
Pü 

Einigkeit und 
Recht und Freiheit 
Pie deutsche 
Nationalhymne 

Mindestabnahme: 
50 Exemplare 
Preis pro 
Mindestabnahme: 
5,50 DM 
Preis zzgl. MwSt. 
Bestell-Nr.: 2741 

Bestellungen an: IS-Versandzentrum, Postfach 1328, 4804 Versn*>ld 
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